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Drucksache V/ 4020 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 26. März 1969 
am Donnerstag, dem 27. März 1969 
am Freitag, dem 28. März 1969 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Schmidt Geschäftsstelle und der Vorstand der Deut- 

(Braunschweig) sehen Forschungsanstalt für Luft- und Raum- 
fahrt e. V. (DFVLR) ab 1. April 1969 ihren 
Dienstsitz in Porz-Wahn haben wird, während 
laut Satzung der Sitz der Anstalt Bonn ist? 


2. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 


Hält die Bundesregierung diese Verlegung 
für zweckmäßig, obwohl eine enge Zusammen- 
arbeit der DFVLR mit den Bundesministerien 
wünschenswert und mit der Gesellschaft für 
Weltraumforschung (GfW) vertraglich verein- 
bart ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter An welche Projekte denkt der Bundesminister 
Borm für wirtschaftliche Zusammenarbeit, wenn er 

von Kooperation in der Entwicklungshilfe mit 
osteuropäischen Staaten in Berlin spricht? 


4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch die DDR 
Borm in ihre Überlegungen zu gemeinsamen Ent- 

Wicklungshilfeprojekten zwischen Ost und 
West einzubeziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


5. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
daß die Wehrbereichsverwaltungen auf die 
Erstattung der Kosten durch die Gemeinden 
und Gemeindeverbände für den von diesen 
angeforderten Einsatz der Bundeswehr in Ka- 
tastrophenfällen verzichten, nachdem z. B. die 
kommunalen Feuerwehren bei derartigen Ein- 
sätzen kostenlos Hilfe leisten? 
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6. Abgeordneter Können Rückstellungsgesuche von Reservisten 

Forsch für Wehrübungen bis zum Ende eines mehr- 

wöchigen beruflichen Fortbildungslehrganges 
berücksichtigt werden, wenn diese Lehrgänge 
nur in größeren Zeitabständen, z. B. erst nach 
einem Jahr, wieder abgehalten werden? 

7. Abgeordneter Beabsichtigt das Bundesverteidigungsministe- 

Dr. Nann rium auf Grund eines Ansuchens des Zweck- 

verbands Hallenbad Crailsheim an die Wehr- 
bereichsverwaltung V vom 20. Februar 1969, 
sich an den Kosten des Bauvorhabens zu be- 
teiligen? 

8. Abgeordneter Erachtet die Bundesregierung die Einrichtung 

Dr. Kreutzmann eines Hubschraubersanitätsdienstes für die 

Bundeswehr als notwendig? 

9. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
Dr. Kreutzmann rung, einen Hubschraubersanitätsdienst für die 

Bundeswehr einzurichten? 

10. Abgeordneter Welche Überlegungen haben die Bundesre- 

Dröscher gierung veranlaßt, die geltenden Einberu- 

fungsanordnungen des Bundesverteidigungs- 
ministers, wonach Söhne von Kriegsgefallenen 
und Schwerbeschädigten bei der Einberufung 
begünstigt werden, so abzuändern, daß Wehr- 
pflichtigen, denen 1968 mitgeteilt worden war, 
daß sie zum Wehrdienst auf Grund dieser An- 
ordnung nicht einberufen werden, nun im März 
1969 von demselben Wehrersatzamt mitgeteilt 
wird, daß sie demnächst zurrv Wehrdienst ein- 
berufen werden? 

11. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die in der Rechts- 

DrÖscher sprediung der Verwaltungsgerichte zum Aus- 

druck kommende Ansicht, daß die in vielen 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland be- 
stehenden Verwaltungs- und Wirtschaftsaka- 
demien nicht der Berufsausbildung, sondern 
nur der beruflichen Fortbildung dienen und 
deshalb den besonderen Schutz des § 12 Abs. 4 
Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes zu versagen, 
für richtig? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


12. Abgeordneter Welche Ausbauplanung im Straßenverkehrs- Fragesteller hat sich mit 

Dr. Jahn netz hat die Bundesregierung im Raum Braun- schriftlicher Beantwortung 

(Braunschweig) schweig — Wolfsburg — Salzgitter- — Peine? einverstanden erklärt. 

13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Unter- Fragesteller hat sich mit 

Dr. Jahn schied zwischen „direkte Weisung" und „Mit- schriftlicher Beantwortung 

(Braunschweig) teilungen" an die obersten Straßenbaubehör- einverstanden erklärt. 

den (Stenographischer Bericht über die 218. 

Plenarsitzung am 26. Februar 1969, Seite 
11744B) mit Brieftext des Bundesverkehrsmi- 
nisters St. B. 4/Bs/4036 W 68 ,. . . ich habe 
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14. Abgeordneter 

Dr* Jahn 
(Braunschweig) 


15. Abgeordneter 

Reichmann 


16. Abgeordneter 

Reichmann 


17. Abgeordneter 

Kulawig 


18. Abgeordneter 

Kulawig 


19. Abgeordneter 

Kulawig 


20. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


daher im Oktober 1967 die obersten Straßen- 
baubehörden der Länder „angewiesen", keine 
weiteren Rastplätze mehr nach ostdeutschen 
Städten zu benennen' auszudeuten? 

Hält die Bundesregierung diese Weisung des 
Bundesverkehrsministers gegenüber den Hei- 
matvertriebenen und Flüchtlingen, d. h. gegen- 
über einem Fünftel der Bevölkerung, für ver- 
tretbar? 

Ist es zutreffend, daß der Führerschein Klasse 
2 b sowohl zum Führen eines Pkw als auch 
eines Ackerschleppers mit einer Geschwindig- 
keitsbegrenzung von über 20 km/st. berech- 
tigt? 

Ist die Bundesregierung bereit, der modernen 
technischen Entwicklung der Landwirtschaft 
dadurch Rechnung zu tragen, daß die Aus- 
nahmeregelungen nach der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung von der jetzigen Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung von 20 km/st. auf 
28 km/st. angehoben wird, entsprechend den 
Geschwindigkeitsgängen der modernen Acker- 
schlepper? 

Ist die Bundesregierung bereit, über die Ein- 
richtung eines Mittelwellenfunkfeuers hinaus, 
alle betrieblichen, technischen, bautechnischen 
und personellen Maßnahmen, die für die Ein- 
richtung einer Flugsicherung und für den Flug- 
sicherungsausbau des Flughafens Saarbrücken- 
Ensheim für den Allwetterflugbetrieb nach Be- 
triebsstufe I erforderlich sind, baldmöglichst 
durchzuführen und den Anschluß des Flug- 
hafens an das Streckennetz der Flugsicherung 
zu gewährleisten? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß als 
Einrichtung der Anflug- und Platzverkehrs- 
kontrollstelle eine kombinierte Kontrolleinheit 
für konventionelle Kontrolle mit Flugsiche- 
rungskontrolldienst, Flugsicherungsberatungs- 
dienst, Flugsicherungsfernmeldedienst, flug- 
sicherungstechnischer Dienst, Verwaltung, Lei- 
tung und für einen vierzehnstündigen Betrieb 
ausreichend ist? 

Wird die Bundesregierung die aus den Fra- 
gen 17 und 18 sich ergebenden Kosten für 
Navigationsanlagen, Nachricht enanlagen, FS- 
Einrichtungen für den Betrieb, Leitungsmieten 
und Personalkosten übernehmen und für die 
Bereitstellung der erforderlichen Mittel im 
Bundeshaushaltsplan 1970 eintreten? 

Entspricht es den Tatsachen, daß auch § 14 
der Verordnung über internationalen Kraft- 
fahrzeugverkehr vom 12. November 1934 noch 
Ubertretungstatbestände kennt und damit den 
allgemein verbindlichen Maßstäben des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten noch nicht 
angepaßt ist? 
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Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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21. Abgeordneter Ist der Bundesverkehrsminister nach Berück- 

Baier sichtigung der Ergebnisse der bisherigen Ver- 

teilung der Bundeszuwendungen zur Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse in den Ge- 
meinden, wonach infolge der Bagatellgrenze 
von 500000 DM dringende Verkehrsausbauten 
in mittleren und kleineren Gemeinden in kei- 
ner vergleichbaren Weise berücksichtigt wur- 
den, bereit, bei der 1969 bevorstehenden Ver- 
längerung der Richtlinien die Bagatellgrenze 
von 500000 DM herabzusetzen? 

22. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, warum 

Felder im Gegensatz zu München im Hauptbahnhof 

Nürnberg immer noch eine Ausgangskontrolle 
besteht? 

23. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt kann mit der Fertig- 

Dr. Nann Stellung der Autobahnteilstrecke Schwabbach 

bis zur Bundesstraße 19 bei Hohebuch gerech- 
net werden? 

24. Abgeordneter Sind schon Termine in Aussicht genommen, 

Dr. Nann wann der Weiterbau dieser Strecke bis Crails- 

heim erfolgen soll? 

25. Abgeordneter Trifft es zu, daß mit dem Bau der Autobahn- 
Dr. Kreutzmann linie Köln — Olpe — Hersfeld bereits im Jahre 

1971 begonnen werden kann? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts 

Genscher eines erneuten Selbstmordversuches an der 

54 Meter hohen Blombachtalbrücke, der zum 
17. Todessprung an dieser Stelle hätte werden 
können, endlich ein Schutzgitter an dieser 
Brücke anzubringen? 

27. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für möglich, daß 

Rainer der Parlamentarische Staatssekretär im Bun- 

desverkehrsministerium über die personelle 
Besetzung des Verkehrsausschusses wichtige 
Auskünfte erteilt, wie dies einer Pressemel- 
dung in der Straub inger Zeitung vom 17. März 
1969, Seite 11, zu entnehmen war? 

28. Abgeordneter In welcher Weise ist die Bundesregierung auf 

Ott Grund der Erklärungen in der Fragestunde 

vom 9. März 1967 tätig geworden, wonach an 
Personenkraftwagen einheitliche Abschlepp- 
vorrichtungen durch die Hersteller angebracht 
werden sollen? 

29. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Ott bei einer Reihe von Unfällen, welche nur aus 

Sachschäden bestehen, die Dauer der Verkehrs- 
behinderungen bei serienmäßig angebrachten 
einheitlichen Abschleppvorrichtungen verkürzt 
werden würde? 
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30. Abgeordneter 

Dr. Enders 


31. Abgeordneter 

Dr. Enders 


32. Abgeordneter 

Ramms 


33. Abgeordneter 

Ramms 


34, Abgeordneter 

Ramms 


35. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


36. Abgeordneter 

Stromayr 


37. Abgeordneter 

Stromayr 


In welchem Umfang haben die Beschäftigten 
der Deutschen Bundesbahn den für 1968 zu- 
stehenden Jahresurlaub erhalten? 

Müssen personelle, arbeitsrechtliche oder ge- 
sundheitspolitische Konsequenzen gezogen 
werden, falls den Beschäftigten der Deutschen 
Bundesbahn der zurückliegende Jahresurlaub 
bis zum 31. März 1969 nicht gewährt werden 
könnte? 

Woran liegt es, daß z. B. das VW-Werk ame- 
rikanische Universitätskliniken finanziell un- 
terstützen muß, um auf diese Weise zu kon- 
kreten Ergebnissen in der Unfallforschung zu 
kommen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
bei schweren Unfällen auch den Automobil- 
firmen an der Unfallstelle Untersuchungen zu 
gestatten, um die Klärung für tödliche Unfälle 
herbeizuführen, so daß die Unfallforschung für 
solche Unfälle nicht mehr ins Ausland (USA 
und Schweden) verlegt werden muß? 

Welche Schwierigkeiten sind beim Inkrafttre- 
ten des von der Bundesregierung angestrebten 
verlängerten Wochenendfahrverbots ab Frei- 
tag 15 Uhr für LKW's über 7,5 t für die Ver- 
sorgung der Wirtschaft zu erwarten? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundes- 
bahndirektion Hamburg beabsichtigt, den Ex- 
press- und Stückgutverkehr auf dem Bahnhof 
Büchen im Zonenrandkreis Herzogtum Lauen- 
burg einzustellen? 

Kann sich die Bundesregierung entschließen, 
Kraftfahrern auf Wunsch ein Duplikat ihres 
Kraftfahrzeugscheines auszustellen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Bußgeldkatalog eine solche Forderung 
verursacht hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Zonenrand- 
Baron gemeinden bzw. die Städte Ahrensburg, 

von Wrangel Schwarzenbek, Trittau, Bargteheide und Au- 

mühle in das Hamburger Ortstelefonnetz ein- 
zubeziehen? 


39. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 


Welche Gemeinden und Städte des Zonenrand- 
gebietes könnten darüberhinaus ebenfalls in 
das Hamburger Ortstelefonnetz einbezogen 
werden? 
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40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Überwin- 

Baron düng der in früheren Jahren erwähnten tech- 

von Wrangel nischen und finanziellen Schwierigkeiten bei- 
zutragen, um die zunehmende Disparität zwi- 
schen den Großstädten und Gemeinden im 
Zonenrandgebiet gerade auf diesem Sektor zu 
verhindern? 

41. Abgeordneter In welchen Landkreisen Südbadens und Süd- 

Dr. Häfele Württembergs kann das im April 1969 anlau- 

fende Dritte Fernsehprogramm „Südwest 3" 
gesehen werden? 

42. Abgeordneter Wann werden die vom Fernsehprogramm 

Dr. Häfele „Südwest 3" nicht erfaßten Gebiete dieses 

Programm sehen können? 

43. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zu- 

Frau Freyh nehmendem Maße Störungen im automati- 

schen Fernsprechverkehr auftreten, z. B. der- 
gestalt, daß Ferngespräche beim Teilnehmer 
ankommen, die Verbindung dann aber sofort 
zusammenbricht? 

44. Abgeordnete Wie kann vermieden werden, daß diese sofort 

Frau Freyh zusammenbrechenden Verbindungen die Tele- 

fonrechnung des Anrufers belasten, ohne daß 
er für sein Geld auch nur ein Wort wechseln 
kann? 

45. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, eine Überprü- 

Frau Freyh tung zur Behebung dieser Mängel zu veran- 

lassen, die z. B. auch den Parlamentsbetrieb 
erheblich stören? 

46. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Darstellung der 

Dr. Marx Neuen Zürcher Zeitung vom 28. Februar 1969 

(Kaiserslautern) bestätigen, wonach in Westberlin ein illegaler 

UKW-Sender im Frequenzbereich des Senders 
Freies Berlin betrieben werden soll, der sich 
mit Parolen wie „lang lebe der Genosse Mao 
Tse-tung"' gemeldet habe? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


47. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um Fragesteller hat sich mit 

Gramer die in vielen Städten noch vorhandenen Trüm- schriftlicher Beantwortung 

mer von Luftwaffenbunkern zu beseitigen? einverstanden erklärt. 

48. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 

Diekmann Schleswig-Holstein Empörung herrscht, weil 

die Bundes Vermögensverwaltung den Verkauf 
der im Kriege vom Deutschen Reich für Aus- 
gebombte aus Kiel errichteten Holzhäuser, 
sogenannter Finnenhäuser, betreibt? 
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49. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Diekmann der Kaufwert nach dem Erhaltungszustand 

festgesetzt wird, obwohl die Mieter selbst auf 
eigene Kosten die ursprünglich primitiven 
Häuser hergerichtet haben, und hält sie die 
Steigerung des Quadratmeterpreises für die 
Grundstücke von ursprünglich 5 DM bis 6 DM 
je Quadratmeter auf jetzt 14 DM bis 25 DM 
für vertretbar? 


50. Abgeordneter Wie läßt sich die Absicht der Bundesregierung, 

Diekmann durch das Städtebauförderungsgesetz bei Er- 

neuerung und Entwicklung der Gemeinden den 
Bodenpreis unter Kontrolle zu bekommen mit 
der Praxis der Bundesvermögensverwaltung 
vereinbaren, höhere Grundstückspreise zu 
verlangen? 

51. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine gemischte 

Jung Kommission bestehend aus Vertretern der zu- 

ständigen Bundesministerien, des Präsidiums 
und der Fraktionen des Deutschen Bundesta- 
ges einzusetzen, welche für die Baumaßnah- 
men des Parlaments und der Bundesministe- 
rien ein langfristiges und auf die zukünftige 
Entwicklung dieser Institutionen ausgerichte- 
tes Raum- und Bauprogramm erarbeitet, um 
künftig Unzulänglichkeiten zu vermeiden, wie 
sie sich jetzt infolge Fehlens eines solchen 
Programms beim Bezug des Abgeordneten- 
hochhauses herausgestellt haben? 

52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Voraus- 

Jung Setzungen dafür zu schaffen, daß bei allen 

bedeutenden Hochbauvorhaben des Bundes 
innerhalb des Bundesgebietes grundsätzlich 
Architektenwettbewerbe ausgelobt werden? 

53. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die in Fra- 

Jung ge 51 genannte Kommission oder eine Kom- 

mission, der auch Verteter der Architekten- 
schaft angehören, zur Beratung über die in 
Frage 52 genannten Architektenwettbewerbe 
hinzuzuziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


54. Abgeordneter Wieviel Neuerkrankungen an Tuberkulose 

Härzschel sind in den letzten Jahren registriert worden? 

55, Abgeordneter Trifft es zu, daß durch die zunehmende ambu- 

Härzschel lante Behandlung von Tuberkulosen eine er- 

höhte Ansteckungsgefahr besteht und die Ein- 
dämmung der Krankheit damit erschwert wird? 
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56. Abgeordneter Trifft es weiterhin zu, daß viele Erkrankte vor- 

Härzschel zeitig das Krankenhaus oder Sanatorium ver- 

lassen, obwohl noch keine restlose Ausheilung 
erfolgt ist und die Kranken zum Teil noch Ba- 
zillenträger sind? 

57. Abgeordneter Welche Stellungnahme hat der Bundesge- 

Dr. Meinecke sundheitsrat in seiner Sitzung am 11. März 

1969 zu der Frage des Arztebestandes, Ärzte- 
bedarfs und des ärztlichen Nachwuchses erar- 
beitet? 

58. Abgeordneter Bedeutet die jetzt erfolgte Stellungnahme des 

Dr. Meinecke Bundesgesundheitsrates zum Problem des 

ärztlichen Nachwuchses, daß die Bundesre- 
gierung sich bisher um die Fragen nicht be- 
müht hat? 

Welche Erfahrungen liegen auf dem Gebiet 
der Hirnkammerluftfüllungen (Pneumo-Enze- 
phalogramm) hinsichtlich möglicher, gesund- 
heitsschädigender Folgen dieser Eingriffe und 
den rechtlichen Konsequenzen ihrer Verwei- 
gerung, insbesondere in der Kriegsopferver- 
sorgung und in der Unfallversicherung, vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

60. Abgeordneter Wie ist der Stand der überall als dringlich an- 
Schmitt- gesehenen Ferienneuordnung? 

Vockenhausen 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


62. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß berufsmäßige Angehö- 

Dröscher rige des früheren Reichsarbeitsdienstes, die 

nachweisen können, daß sie am 8. Mai 1945 
den Dienstgrad eines Feldmeisters oder Amts- 
walters (Vw) hatten, nur deshalb keine Ver- 
sorgungsbezüge nach § 55 in Verbindung mit 
§ 53 G 131 erhalten, weil sie nicht den Beweis 
zu erbringen vermögen, daß die Beförderung 
in den gelben Personalveränderungsmitteilun- 
gen des früheren Reichsarbeitsdienstes be- 
kannt gemacht worden ist? 

63. Abgeordneter Welches ist der gegenwärtige Stand der Ver- 

Fritsch handlangen hinsichtlich der Grenzöffnungen 

(Deggendorf) zur CSSR, insbesondere bei Bayerisch Eisen- 
stein? 

64. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Aufforderung 

Stromayr eines Boulevardblattes: „Schützt euch selbst! 

Kauft euch Waffen!" als Selbsthilfe zur Ver- 
brechensbekämpfung? 


61. Abgeordneter Wann wird die ungleiche Behandlung von be- 
Weigl gabten Landkindern, deren Eltern pro Monat 

erhebliche Fahrkosten aufbringen müssen, da- 
mit die Kinder in zentralen Orten weiter- 
führende Schulen besuchen können, beseitigt? 


59. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


65. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


66. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


67. Abgeordneter 

Baier 


68. Abgeordneter 

Baier 


69. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Gründe rechtfertigen es nach Auffas- 
sung der Bundesregierung, daß im Wider- 
spruch zur verfassungsrechtlich verbürgten 
Gleichberechtigung von Mann und Frau (Ar- 
tikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes) die heira- 
tende Frau noch immer gezwungen ist, den 
Familiennamen des Mannes anzunehmen, wo- 
bei sie diesem Namen allenfalls ihren Geburts- 
namen anfügen darf? 

Ist die Bundesregierung bereit, den gesetzge- 
benden Körperschaften einen Gesetzentwurf 
zuzuleiten, der auch im Namensrecht die von 
der Verfassung unabdingbar gesicherte Gleich- 
berechtigung herbeiführt? 

Ist dem Bundeswohnungsbauminister bekannt, 
daß die weitere Eigentumsbildung im Woh- 
nungsbau dadurch erschwert wird, weil die 
vielen materiellen und rechtlichen Bindungen 
des Wohnungseigentums die immer stärker 
werdende Mobilität der Bevölkerung behin- 
dern? 

Was hat die Bundesregierung getan, bzw. be- 
absichtigt sie zu tun, um den Umgang des 
Bürgers mit seinem Wohnungseigentum be- 
weglicher zu gestalten? 

Zu welchen Ergebnissen haben die Untersu- 
chungen der zuständigen Behörden über den 
Mordüberfall auf ein Bundeswehrdepot bei 
Lebach/Saar geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


70. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht 
Schlager des Bundes Deutscher Zollbeamter, daß von 

den 13 Verbrauchsteuern der Bundesrepublik 
Deutschland mindestens 5 abgeschafft werden 
könnten, weil der Verwaltungsaufwand zur 
Erhebung dieser Steuern in keinem vertret- 
baren Verhältnis zum Steueraufkommen 
stünde? 


71. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Ist der Bundesregierung die Verlautbarung der 
Pressestelle des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Februar 1969 bekannt, wonach es mit 
Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht ver- 
einbar ist, daß § 34 a des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG) die Steuerfreiheit von Zu- 
schlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit davon abhängig macht, auf welcher 
Rechtsgrundlage sie beruhen? 
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72. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


73. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


74. Abgeordnete 

Frau Funcke 


75. Abgeordneter 

Meister 


76. Abgeordneter 

Meister 


77. Abgeordneter 

Müller (Worms) 


78. Abgeordneter 

Müller (Worms) 


79. Abgeordneter 

Müller (Worms) 


W^as gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
nachdem sie auf meine Fragen in der Frage- 
stunde vom 28. März 1968 (Drucksache V/2753 
unter 17 und 18) erklärt hatte, „daß die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts ab- 
zuwarten ist“ (Stenographischer Bericht über 
die 163. Plenarsitzung am 28. März 1968, Seite 
8531 D)? 

Ist die Bundesregierung bereit, nach Vorliegen 
der für den Ersten Senat maßgebenden Ent- 
scheidungsgründe dem Deutschen Bundestag 
unverzüglich eine entsprechende Gesetzesän- 
derung vorzuschlagen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Vorschläge zu 
machen, um beim Handel mit gebrauchten 
Kraftfahrzeugen die Doppel- und Mehrfach- 
belastung mit Mehrwertsteuer entsprechend 
der Regelung in anderen Ländern zu vermei- 
den? 

Warum wird die sog. Lifo-Methode für die 
Bewertung der Edelmetalle in der Steuerbilanz 
der einschlägigen Wirtschaft von den Finanz- 
behörden nicht anerkannt, obwohl sie bei der 
Handelsbilanz allgemein üblich ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem sich 
durch den gespaltenen Goldpreis die seitheri- 
gen Voraussetzungen geändert haben, den 
angesprochenen Fragenkomplex zu überprü- 
fen und die Vorschriften für die Erstellung der 
Steuerbilanz edelmetallverarbeitender Betrie- 
be und der Kreditinstitute, die sich zugleich 
industriell betätigen, sinngemäß zu ändern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß der Bewertungsabschlag gemäß § 80 

EStDV eine steuerliche Vergünstigungsvor- 
schrift darstellt, die den interessierten Fir- 
men die Möglichkeit geben soll, im Sinne des 
Gesetzgebers erhöhte Vorratswirtschaft am 
Bilanzstichtag vorzunehmen, der Bewertungs- 
abschlag aber in keiner Weise den Wert der 
Ware mindert und daher bei der Ermittlung 
des Wertes für die umsatzsteuerliche Ent- 
lastung der Altvorräte nicht berücksichtigt 
werden darf? 

Müssen Unternehmen, die zum Schluß des Ka- 
lenderjahres bilanzieren, für die Entlastung 
des Vorratsvermögens nach § 28 UStG 1967 
den steuerlich zulässigen Wert ansetzen, so- 
daß sich ein Bewertungsabschlag nach § 80 
EStDV auf die Berechnung des Entlastungsbe- 
trages ungünstig auswirkt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, falls 
die Vorschrift des § 28 UStG 1967 zu einer 
ungleichmäßigen Entlastung führt und diese 
somit als willkürlich angesehen werden 
müßte? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftliclier Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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80. Abgeordneter Kann die Bundesregierung uns heute mittei- 
Collet len, ob der kanadische Flugplatz in Zwei- 

brücken von der Bundeswehr oder von den 
amerikanischen Streitkräften übernommen 
wird? 


81. Abgeordneter Warum hatten die von der Bundesregierung 
Collet bereits vor einigen Monaten versprochenen 

Bemühungen um die soziale Sicherung der von 
den Kanadiern gekündigten deutschen Arbeit- 
nehmer noch keinen Erfolg? 


82. Abgeordneter 

Collet 


Was will die Bundesregierung in dieser Ange- 
legenheit weiter unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


83. Abgeordneter 

Forsch 


84. Abgeordneter 

Forsch 


85. Abgeordneter 

Weigl 


86. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


87. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


88. Abgeordneter 

Felder 


Werden die beabsichtigten Einfuhrliberalisie- 
rungsmaßnahmen der Bundesregierung für Ge- 
schirrporzellan mit Rücksicht auf die großen- 
teils im Zonenrandgebiet ansässige deutsche 
Porzellanindustrie und deren gefährdete Ar- 
beitsplätze zurückgestellt? 

Wird die Bundesregierung bei Einfuhrlibera- 
lisierungsmaßnahinen auch in anderen Wirt- 
schaftszweigen auf Industrien, die vorwiegend 
im Zonenrandgebiet ansässig sind, Rücksicht 
nehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Förderung 
der Ersdiließung von Industriegelände aus 
dem Regionalen Förderungsprogramm des 
Bundes auszuweiten auf die Förderung der 
Erschließung von Siedlungsgelände, falls die 
Industrieansiedlung von Wohnungsneubauten 
für Fachkräfte abhängig ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Elarmonisierung der regionalwirtschaftlichen 
Entwicklung in den Mitgliedsstaaten der EWG 
gegenwärtig in Frage gestellt wird durch die 
unterschiedliche und nach wie vor im Steigen 
begriffene Höhe der Beihilfen (Investitions- 
zuschüsse) einerseits und durch die schwer 
durchschaubare Kumulierung der verschiede- 
nen Beihilfen einschließlich kommunaler In- 
frastrukturbeihilfen andererseits? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
einer solchen Eskalation der regionalen För- 
derungsmaßnahmen entgegenzuwirken? 

Teilt die Bundesregierung die in maßgebenden 
Presseorganen vertretene Meinung, die euro- 
päische Luftfahrtindustrie werde hinsichtlich 
ihres Airbus-Projektes in noch größere Schwie- 
rigkeiten geraten, weil nun auch plötzlich die 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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89. Abgeordneter 

Dr. Apel 


90. Abgeordneter 

Dr. Apel 


91. Abgeordneter 

Dr. Apel 


92. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


93. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


94. Abgeordneter 

Richter 


amerikanischen Flugzeugwerke Boeing Com- 
pany mit ihrem Airbus-Projekt B-767 in eine 
offenbar vorhandene Marktlücke gestoßen 
sind? 

Will die Bundesregierung, wie es Pressemel- 
dungen behaupten, die Absatzchancen des 
Airbus dadurch verbessern, daß sie zu gege- 
bener Zeit direkt in die Materialpolitik der 
Deutschen Lufthansa eingreift, um sie zur Ab- 
nahme einer größeren Zahl dieses Flugzeug- 
typs zu veranlassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
westdeutschen Abnehmer niederländischen 
Erdgases gegenüber den Verbrauchern in den 
Niederlanden entgegen den Bestimmungen des 
EWG-Vertrages preislich diskriminiert wer- 
den, indem die importierenden deutschen Fern- 
gasgesellschaften stark überhöhte Abnahme- 
preise bezahlen müssen? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit der nieder- 
ländischen Regierung in Verhandlungen ein- 
zutreten, um dieser erhebliche Wettbewerbs- 
verzerrungen auslösenden Diskriminierung 
ein Ende zu bereiten? 

Ist es richtig, daß das vom Gremium des Ge- 
neralkommissars für den deutschen Beitrag 
zur Weltausstellung in Osaka bereits im Som- 
mer 1968 ausgearbeitete und im September 
gutgeheißene Programm für die kulturelle 
Selbstdarstellung der Bundesrepublik Deutsch- 
land seit Oktober von dem zu diesem Zweck 
gebildeten interministeriellen Ausschuß nicht 
mehr weiter verfolgt wurde, obwohl sich die 
Bundesregierung darüber im Klaren sein müß- 
te, daß ein solches Programm, das vom 1. März 
1970 (!) an sechs Monate täglich von morgens 
bis abends das Interesse der Welt ansprechen 
soll, in nunmehr einem Jahr kaum mehr er- 
probt und fertigentwickelt werden kann? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß wesent- 
lich kleinere Länder als die Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur sehr viel mehr Geld, 
sondern vor allem für ihre Programmvorbe- 
reitung über zwei Jahre aufwenden? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
arbeit mit dem Wirtschaftsministerium in Ba- 
den-Württemberg zu prüfen, ob innerhalb der 
strukturschwachen Kreise Buchen und Tau- 
berbischofsheim weitere zentrale Gemeinden 
wie Wertheim, Lauda, Freudenberg, Königs- 
hofen, Külsheim, Grünsfeld, Boxberg, Schwei- 
gern, Walldürn, Osterburken, Adelsheim, 
Seckach, Hardheim-Höpfingen, Mudau und an- 
dere Gemeinden Bundesausbauorte außerhalb 
des Zonenrandgebietes und der Bundesausbau- 
gebiete werden können? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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95. Abgeordneter Wieviel regionale Aktionsprogramme für die Fragesteller hat sich mit 

Biechele Bundesfördergebiete werden voraussichtlich schriftlicher Beantwortung 

für das Jahr 1969 aufgestellt (vergl. Jahres- einverstanden erklärt. 
wirtschaftsbericht 1969 der Bundesregierung 
— Drucksache V/3786 Nr. 73 — vom 31. Ja- 
nuar 1969)? 

96. Abgeordneter Wird im Zusammenhang mit der Planung Fragesteller hat sich mit 

Biechele dieser Aktionsprogramme die bisherige Kon- schriftlicher Beantwortung 

zeption der Bundesfördergebiete überprüft? einverstanden erklärt. 

97. Abgeordneter Ergeben sich im Zusammenhang mit der Neu- Fragesteller hat sich mit 

Biechele gliederung der Bundesfördergebiete nach För- schriftlicher Beantwortung 

derungsräumen neue Aspekte der Förderung? einverstanden erklärt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 

98. Abgeordneter Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik 
Dr. Gleissner Deutschland bereits das völlige Verbot des 

Zusatzes hormonhaltiger und thyreostatischer 
Stoffe praktiziert wird? 

99. Abgeordneter Ist in der EWG wenigstens schon geklärt, 

Dr. Gleissner weiche Zusatzstoffe in welchen Dosierungen 

den Tierfuttermitteln beigefügt werden dür- 
fen? 

100. Abgeordneter Hat die Bundesregierung den Anträgen von 
Dr. Gleissner Bundesrat und Bundestag, die bereits Ende 

1967 erfolgt sind, Rechnung getragen, daß die 
Frage des Zusatzes hormonhaltiger Stoffe etc. 
auch bei den EWG-Partnern nicht nur geprüft, 
sondern auch angewendet wird? 

101. Abgeordneter Welche Bundesländer beteiligen sich an den Fragesteller hat sich mit 

Weigl Kosten der Schulmilchspeisung? schriftlicher Beantwortung 

einverstanden erklärt. 

102. Abgeordnete Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik 

Frau Blohm Deutschland wie auch in den Niederlanden 

erhebliche Mengen an Margarine statt Butter 
von den Bauern verbraucht werden? 

103. Abgeordnete Kann die Bundesregierung Zahlenmaterial 

Frau Blohm über den Margarineverbrauch der deutschen 

Landwirtschaft im Vergleich zu ihrem Butter- 
verbrauch vorlegen? 

104. Abgeordnete Hält die Bundesregierung neben den anderen 

Frau Blohm beabsichtigten Maßnahmen zur Angleichung 

von Angebot und Nachfrage auf dem EWG- 
Milchmarkt die Einführung einer angemesse- 
nen Butterrücknahmeverpflichtung der mildi- 
anliefernden Bauern zu vertretbaren Preisen 
als eine Maßnahme zur Abtragung des Butter- 
berges für zweckmäßig? 
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105. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der 

Frau Herklotz Entschließung (68) 33 des Ministerkomitees 

des Europarates der Bundeszentrale für Vege- 
tationskunde, Naturschutz und Landschafts- 
pflege die erforderlichen Mittel zur Verfügung 
zu stellen, um dieser eine gedeihliche Zusam- 
menarbeit mit der Europäischen Informations- 
zentrale für Naturschutz beim Europarat zu 
ermöglichen? 

106. Abgeordneter Stimmen Informationen, daß eine 1966 mit ei- 

Zebisch nem Aufwand von 250000 DM erstellte Son- 

derschau des Bundesernährungsministeriums 
für einen Aufwand von 1000 DM im Monat 
bei einer Amberger Speditionsfirma eingela- 
gert ist? 

107. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Möglichkeiten auf- 

Zebisch zeigen, wie sie diese Schau in Zukunft sinn- 

voll weiterverwenden will, um unnötige Aus- 
gaben zu vermeiden? 

108. Abgeordneter Kann die Bundesregierung dem Vorschlag der 

Zebisch Industrie- und Handelskammer Regensburg 

folgen, in Zukunft bei der Berechnung der 
Schwellenwerte alle Frachthilfen zusammenzu- 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

109. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung Zuwider- 

Dr. Hauser handlungen gegen die Verordnung über 

(Sasbach) Schichtbücher für Kraftfahrer und Beifahrer 

vom 8. Februar 1956, die weiterhin nach § 25 
der Arbeitszeitverordnung vom 30. April 1938 
als Übertretungen gelten, den Grundsätzen 
angleichen, wie sie im Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten niedergelegt sind? 

110. Abgeordnete Hat die Bundesregierung eine statistische Fragesteller hat sich mit 

Frau Holzmeister Übersicht der Krankheitsfälle bei unselbstän- schriftlicher Beantwortung 

dig Beschäftigten, die z. B. 1968 insgesamt sechs einverstanden erklärt. 
Wochen, länger als sechs Wochen oder weni- 
ger als fünf Wochen krank waren und zwar 
getrennt nach Branchen und Wirtschaftszwei- 
gen? 

111. Abgeordneter Welchen Erfolg haben die bisherigen Bemü- 

Cramer hungen des Bundesarbeitsministers gehabt, 

eine rentensteigernde Anrechnung von Dienst- 
zeiten bei Polizeibeamten alten Rechts zu er- 
reichen? 

112. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, dem 

Wilhelm Deutschen Bundestag noch in dieser Wahlpe- 

riode einen Gesetzentwurf zur Neuordnung 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung des Saarlandes vorzulegen? 
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113. Abgeordneter 

Wilhelm 


114. Abgeordneter 

Folger 


115. Abgeordneter 
Meister 


116. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Wird die Bundesregierung dafür Sorge tra- 
gen, daß die Pensionsleistungen der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung des 
Saarlandes noch in dieser Wahlperiode an die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung ange- 
paßt werden? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
dazu, daß — wie der Abgeordnete Dr. Schmidt 
(Gellersen) in der Agrardebatte am 26. Fe- 
bruar 1969 dargelegt hat — der Direktor eines 
Arbeitsamtes im Bayerischen Wald auf viele 
Anfragen aus Kreisen der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung nach Möglichkeiten der Umschu- 
lung keine Antwort wußte, daß er sich aber 
gleichzeitig überaus intensiv um die Anwer- 
bung von Gastarbeitern aus Jugoslawien be- 
müht hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 
nung zu § 16 der Gewerbeordnung dergestalt 
zu ergänzen, daß der Betrieb einer Kunststoff- 
sinterei in den Katalog der lästigen Betriebe 
auf genommen wird? 

Zu welchen Ergebnissen sind die Forschungs- 
aufträge des Bundesarbeitsministeriums, die 
sich mit den Spätfolgen nach langjähriger 
Kriegsgefangenschaft und den Fragen der ver- 
kürzten Lebenserwartung bei Spätheimkeh- 
rern befassen, gelangt? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


117. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf eine Anfrage im japani- 
Dr. Marx sehen Parlament die japanische Regierung (ge- 

(Kaiserslautern) mäß einer Mitteilung von Radio Japan am 
26. Februar 1969) mitgeteilt habe, sie erstrebe 
eine Änderung des Artikels 53 der UNO- 
Charta? 


118. Abgeordneter 

Freiherr 

von Gemmingen 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Zen- 
tralregierung in Lagos tatsächlich Heer, Luft- 
waffe und Marine angewiesen hat, zivile Ziele 
in Biafra zu schonen? 


119. Abgeordneter 

Freiherr 

von Gemmingen 


Ist die Bundesregierung bereit, auf diplomati- 
schem Wege geeignete Schritte zu unterneh- 
men und in Lagos vorstellig zu werden, damit 
die zivilen Ziele in Biafra auch wirklich nicht 
in die Kampfhandlungen mit einbezogen wer- 
den? 


120. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Erklärung für 
Freiherr die den Tatsachen offensichtlich widerspre- 

von Gemmingen chenden Pressemeldungen, wonach in Biafra 
keine Hungersnot herrsche? 


Drucksache V/4020 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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121. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es fast 25 Jahre 

Rollmann nach dem Ende des nationalsozialistischen 

Regimes noch für angezeigt, für die deutsche 
Kultur im Ausland dadurch zu werben, daß 
jetzt noch Literatur über die Konzentrations- 
lager — wie das Buch von Inge Deutschkron 
„ . . . denn ihrer war die Hölle — Kinder in 
Gettos und Lagern" — in großer Stückzahl 
an die Goethe-Institute zur Versendung ge- 
langt, dort ausgelegt und ausgeliehen wird? 

122. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, Auskunft zu 
Frau Holzmeister geben über die Zahl der nichtbeamteten Mit- 
arbeiter im Auswärtigen Dienst, die seit dem 
1. Januar 1967 in das Auswärtige Amt über- 
nommen wurden? 

123. Abgeordnete Trifft es zu, daß bestimmte Verbände Einfluß 
Frau Holzmeister auf die Stellenbesetzung an den deutschen 

Botschaften nehmen oder genommen haben? 

124. Abgeordneter Welche neuen Möglichkeiten sieht die Bundes- 

Josten regierung, um zur Beendigung des Kampfes in 

Ost-Nigeria beizutragen? 

125. Abgeordneter Wieweit sind die Verhandlungen zwischen 

Josten den beteiligten Ressorts über die Hilfsmaß- 

nahmen der Bundesregierung in diesem Jahr 
betr. humanitäre Hilfe für Nigeria/Biafra ge- 
diehen? 

126. Abgeordnete In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
Frau Herklotz rung, der Entschließung (69) 3 des Minister- 
komitees des Europarates über die Förderung 
des Europäischen Schultags Rechnung zu tra- 
gen? 

127. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die mit der 
Frau Herklotz Durchführung des Schultags auf europäischer 

und nationaler Ebene beauftragten Komitees 
finanziell zu unterstützen? 

128. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 

Dr. Schulz schlag der Beratenden Versammlung des Euro- 

(Berlin) parates in ihrer Entschließung 400 (1969), ent- 

sprechend den statutarischen Entschließungen 
von 1951 Teilabkommen auf den Gebieten der 
Außen-, Wissenschafts- und Währungspolitik 
abzuschließen, um auf diese Weise den Eu- 
roparat mehr als bisher als Organ der politi- 
schen Konsultation und Zusammenarbeit her- 
auszustellen? 


Bonn, den 21. März 1969 
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